

  Freiwillige Vereinbarung gem. § 28 (3) Ziffer 4 b NWG zum 
Schutz der Gewässer und des Wasserhaushaltes
[bookmark: TitelGebietsbezug]in der Trinkwasserschutzkooperation ______________________
für die Maßnahme „Erosionsschutz Forst“
 (Bezeichnung gem. MU-Katalog)

zwischen
[bookmark: TitelVertragsgeberLang]
………………………………………………..………………………………………………………………….,
[bookmark: TitelVertragsgeberKurz]nachstehend Wasserversorgungsunternehmen (WVU) genannt,

und
	Name, Vorname
[bookmark: NameVorname]
	Telefon
[bookmark: Telefon]

	Ortsteil, Straße, Haus-Nr.
[bookmark: OrtsteilStrasseNr]
	Telefax
[bookmark: Telefax]

	PLZ
[bookmark: PLZ]
	Wohnort
[bookmark: Wohnort]
	E-Mail
[bookmark: EMail]

	IBAN
[bookmark: KontoNr]
	[bookmark: BLZ]BIC
	Kreditinstitut
[bookmark: Bank]

	Registrier-Nr. aus Agrarförderantrag
[bookmark: RegNr] _  _  _  _  _  _  _  _  _  _
(unbedingt angeben!)

	Zuständige Bewilligungsstelle der Landwirtschaftskammer:
[bookmark: Bewilligungsstelle]____________________________
 


nachstehend Bewirtschafter/in genannt.
§ 1 Zweck
Die Vereinbarung dient dazu, möglichst langfristig Maßnahmen durchzuführen, mit denen Trübstoff-einträge aus forstwirtschaftlich genutzten Flächen in der Trinkwasserschutzkooperation ___________ vermindert werden.


§ 2 Fördergegenstand / Bewirtschaftungsauflagen

1) [bookmark: FoerdergegenstandGebietsbezug]Der Bewirtschafter verpflichtet sich, die in den anliegenden Maßnahmenkatalogen:

·  „Gesamtkatalog Nr. 2 für erosionsmindernde Maßnahmen im Einzugsbereich der
 Innerstetalsperre 2023 – 2027“ 
· und „Gesamtkatalog Nr. 4 für erosionsmindernde Maßnahmen im Einzugsbereich der Sösetalsperre 2023 – 2027“

näher bezeichneten Maßnahmen entsprechend dem abgestimmten Vorschlag der Gewässerschutzberatung auf den dafür vorgesehenen Flächen bzw. in den dafür vorgesehenen Abteilungen durchzuführen oder durchführen zu lassen. Der/Die Bewirtschafter/in verpflichtet sich, bei der Maßnahmenumsetzung die Empfehlungen des Gewässerkundlichen Landesdienstes (GLD) zu beachten. Die Beachtung dieser Empfehlungen erfordert die kritische Auseinandersetzung mit ihnen selbst, verpflichtet jedoch nicht zu ihrer vollständigen Umsetzung. Bei einer Abweichung von den Empfehlungen ist das WVU vorab zu informieren und eine zeitnahe Rückantwort abzuwarten. Bei der Maßnahmenkatalogerstellung durch die Gewässerschutzberatung wurden die Empfehlungen des GLD schon weitgehend berücksichtigt.

Sollten an bereits bestehenden Maßnahmen (auch aus vorherigen Maßnahmenkatalogen) Schäden durch Hochwasser oder andere unvorhersehbare Katastrophen entstehen, sind diese unverzüglich der Gewässerschutzberatung mittzuteilen.
Über eine Instandsetzung und mögliche Förderung entscheidet die Gewässerschutzberatung. Zu den instand zusetzenden Maßnahmen gehören auch Maßnahmen aus vorherigen Maßnahmenkatalogen. 
2) Mindestanforderungen gem. MU-Maßnahmenkatalog:

Durchführung von Maßnahmen, die Erosionsprozesse gezielt verhindern oder verzögern bzw. Absetzprozesse vor dem Eintrag in das Oberflächengewässer fördern (z.B. durch Bepflanzung, Verbau).
Durchführung besonders schonender nicht produktiv investiver Bewirtschaftungsmaßnahmen (z.B. Veränderung von Rückewegen parallel zum Hang).
3) Die Teilnahme an der für die Bewirtschafter/innen kostenlosen Wasserschutzberatung ist verpflichtend.
4) Das WVU hat das Recht, selbst oder durch beauftragte Personen die von dieser Vereinbarung erfassten Bereiche oder Flächen jederzeit nach Rücksprache mit dem Bewirtschafter zu betreten und dort Untersuchungen durchzuführen. Dieses Recht gilt auch für Vertreter des NLWKN.
5) Unabhängig von den hier vereinbarten Bewirtschaftungsauflagen behalten die weitergehenden Regelungen in den örtlichen Wasserschutzgebietsverordnungen Gültigkeit.
6) Empfehlungen des GLD:
-	Die Sicherung von Prallhängen, rutschungsgefährdeten Steilböschungen u.a. mit Wasserbausteinen, die Beseitigung von Wurzeltellern usw. und die Anlage von Querungsbauwerken sollten auf das für die Sicherung der Trinkwasserqualität unbedingt Notwendige reduziert werden und somit nur in Einzelfällen erfolgen.
-	Beim Ausbau von Querungsbereichen sollte es grundsätzlich zu keiner Verschlechterung
bzgl. der Durchgängigkeit der betroffenen Gewässer kommen. Vielmehr soll eine Verbesserung der Ist- Situation angestrebt werden. Die in der Anlage befindlichen Hinweise von TRÄBING (2013) und das Arbeitsblatt DWA-A 904 sollten beim Bau von Durchlässen und Furten beachtet werden.
-	Die Pflanzung von Erlen zur Stabilisierung der Bachränder sollte abschnittsweise 
und nicht für den gesamten Bachverlauf („keine grüne Verrohrung“) erfolgen.
-	Es sollte grundsätzlich keine gezielte Wasserableitung trübstoffhaltigen Wassers in Fließgewässer erfolgen.
7) 	Weitere Nebenbestimmungen:
-	Zum Schutz des Trinkwassers darf bei geförderten Maßnahmen mit Einbau oder Verbau von Gesteinen oder steinigem Material, z.B. im Wegebau, nur Gestein silikatischen Ursprungs verwendet werden. Der Rechnung ist ein entsprechender Nachweis über den Ursprung des Gesteins anzufügen. 
8) Die Beantragung und Inanspruchnahme anderer Fördermittel oder Zuwendungen für die vereinbarten Maßnahmen ist auf den Vertragsflächen unzulässig. 
9) Der/Die Bewirtschafter/in stellt sicher, dass die Maßnahmenumsetzung auf seinen/ihren Eigentumsflächen stattfindet. 
10) Im gesamten Betrieb sind die Grundsätze der Guten fachlichen Praxis und der ordnungsgemäßen Forstwirtschaft als Mindestvoraussetzungen für die Ausgleichszahlungen verpflichtend einzuhalten.
11) Der/Die Bewirtschafter/in gestattet der Gewässerschutzberatung sowie dem WVU, Flächendaten und Karten der durchgeführten Maßnahmen an die Landwirtschaftskammer, zum Abgleich der Doppelförderung, zu übermitteln. 
§ 3 Dauer der Vereinbarung
Die Vereinbarung gilt vom 00.00.2023 bis zum 31.12.2027.
Mit den Maßnahmen darf erst nach Unterzeichnung dieser Vereinbarung durch das WVU begonnen werden.
[bookmark: _GoBack]§ 4 Kündigung
1) Das WVU ist berechtigt, die Vereinbarung fristlos zu kündigen, wenn die Verpflichtungen aus dieser Vereinbarung nicht oder unvollständig erfüllt werden oder vorsätzlich falsche Angaben gemacht wurden.
2) Der Bewirtschafter ist berechtigt, aus wichtigen Gründen die Vereinbarung vorzeitig zu kündigen.
3) Gehen während der Dauer der Vereinbarung Flächen auf andere Personen oder Institutionen als den Vertragspartner über, ist der/die Bewirtschafter/in (Vertragspartner/in) zur Kündigung der betroffenen Bewirtschaftungsmaßnahmen berechtigt. Ein etwaiger Rechtsnachfolger des Bewirtschafters ist berechtigt, anstelle seines Vorgängers in die Rechte und Pflichten aus dieser Vereinbarung einzutreten. Der/Die Bewirtschafter/in verpflichtet sich, einen etwaigen Rechtsnachfolger auf diese Möglichkeit hinzuweisen und den Bewirtschafterwechsel dem WVU unverzüglich anzuzeigen. Gleiches gilt für einen Wechsel auf Seiten des WVU.
4) Werden Anforderungen aus dem forstwirtschaftlichen Fachrecht oder aus dem europäischen Beihilferecht so geändert, dass sie Anforderungen dieser Vereinbarung betreffen, ist die Vereinbarung ggf. anzupassen. Wird eine solche Anpassung von dem/der Bewirtschafter/in nicht akzeptiert, endet seine/ihre Verpflichtung ohne Rückforderung berechtigt gezahlter Ausgleichsleistungen.
5) Die Kündigung der Vereinbarung bedarf der Schriftform.
§ 5 Ausgleichzahlungen
1) Für die Durchführung der in § 2 genannten sowie in dem anliegenden Maßnahmenkatalog beschriebenen und vorkalkulierten Maßnahmen erhält der Bewirtschafter oder ein von ihm beauftragtes Unternehmen vom WVU eine Ausgleichszahlung entsprechend den tatsächlich nachgewiesenen maßnahmenbezogenen Ausführungskosten. Die im anliegenden Maßnahmenkatalog angegebenen kalkulierten Gesamtkosten dürfen in Summe nicht überschritten werden.
2) Vom vereinbarten Maßnahmenkatalog abweichende Maßnahmen müssen schriftlich begründet werden und bedürfen der Zustimmung der zuständigen NLWKN-Betriebsstelle. Die Höhe des Ausgleichs ist gegebenenfalls entsprechend der geänderten Leistung für den Trinkwasserschutz anzupassen.
§ 6 Rückzahlung
1) Im Falle einer Kündigung nach § 4 (1) ist das WVU berechtigt, Ausgleichszahlungen ganz oder teilweise zurückzufordern bzw. noch nicht ausgezahlte Ausgleichszahlungen einzubehalten. Bereits berechtigt vorgenommene Ausgleichszahlungen bleiben von der Rückzahlung unberührt.
2) Rückzahlungen sind innerhalb von 4 Wochen nach Zugang der schriftlichen Zahlungsaufforderung zu leisten. Nach Überschreitung dieser Frist ist der zurückzuzahlende Ausgleich mit 5% pro Jahr über dem jeweils aktuellen Basiszinssatz zu verzinsen (BGB §§ 247, 288). 
§ 7 Sonstiges
1) Änderungen oder Ergänzungen der Vereinbarung bedürfen der Schriftform. Das gilt auch für die Schriftformklausel nach Satz 1 selbst. Bei neuen oder geänderten gesetzlichen Vorschriften ist die Vereinbarung entsprechend anzupassen.
2) Ansprüche des Bewirtschafters/der Bewirtschafterin gegenüber dem WVU, die über die in § 5 festgelegten Ansprüche hinausgehen, bestehen nicht. Hierunter fallen insbesondere solche Ansprüche, die sich bei Beendigung der Vereinbarung aus der Notwendigkeit der Unterhaltung oder Instandsetzung von Anlagen ergeben, welche im Rahmen der Bewirtschaftungsauflagen errichtet wurden. Das Gleiche gilt auch für Ansprüche des WVU gegenüber den Bewirtschaftern/innen.
3) Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so berührt dies die Wirksamkeit der Vereinbarung im Übrigen nicht. Die Parteien verpflichten sich vielmehr, in einem derartigen Fall eine wirksame oder durchführbare Bestimmung an die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren zu setzen, die dem Geist und Zweck der zu ersetzenden Bestimmung so weit wie möglich entspricht.
4) Der Gerichtsstand ist __________________.
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